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Sommaruga und Gschwind 
Händedruck Basler Regierungspräsident plädiert für Toleranz - Landrat ruft nach Regeln 

VON DAVID SIEBER, MICHAEL NITINAUS 
UND HANS-MARTIN JERMANN 

«Frommsein kann man nicht verbie­
ten», sagt der Basler Regierungspräsi­
dent Guy Morin im bz-Interview. Die 
Verweigerung des Händedrucks sei 
«Ausdruck eines streng gelebten Glau­
bens». Er verstehe, dass die Menschen 
verunsichert seien nach den religiös be-

gründeten Attentaten von Paris und 
Brüssel. Der Umgang mit dem Islam sei 
schwieriger geworden. Die Vorbehalte 
und Vorurteile würden zunehmen. Die 
Gefahr, dass sich Parallelgesellschaften 
bilden, bestehe aber nicht. Und vor al­
lem findet Morin: «Man muss die Rela­
tionen wahren.» 

Damit stellt sich der Basler Regie­
rungspräsident gegen Bundesrätin Si-

Das neue Kunst­
museum Basel 
wirkt von aussen mit 
seinen scharfen 
Ecken und Kanten 
markant Gediegen -
un~ doch heuti~ - ist ;:;~---=:.:::~::N;~:::::::.::.-_ _ _ __ __ 
es un Innern. Die Ar- R'!i... - --"-r--"-· 
chitekten Christ & 
Gantenbein mixten 
Marmor, rohes ver­
zinktes Metall, Ei­
chenparkett und 
rauen Kratzputz zu 
einem spannenden 
Bau. Am Sonntag 
und Montag heisst 
es im 100 Millionen 
Franken teuren Neu­
bau sowie im sanier­
ten Altbau und im 
Kunstmuseum/Ge­
genwart: Open 
House mit Gratis­
Eintritt SEITEN 2/3, 23 

FOlD: JURI JUNKOV 

Wohnungsnot Elektronische Karte 

monetta Sommaruga, die den Vorfall 
von Therwil, wo sich zwei junge Musli­
me weigerten, ihrer Lehrerin die Hand 
zu geben, verurteilt hatte. Und auch ge­
gen die Baselbieter Bildungsdirektorin 
Monica Gschwind, die eine rechtliche 
Lösung ankündigt, wie solche Fälle un­
terbunden werden könnten. Dazu 
reichten im Baselbieter Landrat gestern 
SVP, FDP und CVP gleich vier Gesetzes-

Muttenz: Schlusslicht Bürokratie wegen Swisspass 
bei Leerwohnungen 
In keiner anderen Schweizer Stadt gibt 
es so wenige freie Wohnungen wie in 
Muttenz. Der Markt hat sich zwar ent­
spannt, besonders in der Nordwest­
schweiz, in den beiden Basel aber 
bleibt die Wohnungsnot gross. SEITE 19 

INSERAT 

Die SBB priesen den neuen Swisspass 
letzten Sommer feierlich an und sahen 
darin «den ersten Schritt in ein neues 
Zeitalter für Reisen im öffentlichen Ver­
kehr». Doch schon bald stellte sich her­
aus: Die Lancierung der roten Chipkarte 
war von etlichen Problemen begleitet. 

So konnten längst nicht alle öffentlichen 
Verkehrsbetriebe die Karte überhaupt 
lesen. Vor wenigen Wochen bilanzierte 
der SBB-Chef Andreas Meyer, die Pro­
bleme seien gelöst. Dass dem nicht so 
ist, zeigen Recherchen der «Nordwest­
schweiz»: Swisspass-Nutzer müssen seit 

vorstösse ein: Diese fordern, dass re­
ligiöse oder weltanschauliche Sonder­
regeln an den Schulen restriktiv hand­
zuhaben oder gar auszuschliessen sei­
en. «Konfessionelle Neutralität bedeu­
tet nicht, dass die Schule ein wertfreier 
Raum sein darf», sagte CVP-Landrat 
Pascal Ryf, der in Allschwil als Schullei­
ter tätig ist. Der Ratsmehrheit sprach er 
damit aus dem Herzen. SEllEN 19, 20121 

der Umstellung neue bürokratische 
Hürden überwinden. GA-und Halbtax:­
Besitzer, die von Vergünstigungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr nach 
Deutschland und Österreich profitieren 
wollen, müssen neu ein Papierformular 
mitführen. KOMMENTAR RECHTS, SEllE 5 

KOMMENTAR 

b Bus, Tram oder Schiff: Der 
Reisende kann in der Schweiz 
in irgendein Verkehrsmittel 
steigen und wird befördert, 

Gedanken an das Billett ver-
schwenden zu müssen. Das General­
abonnement macht es möglich. Oder 
besser: Machte es möglich. Denn das 
Reisen ist seit der Einführung des Swiss-

von Anna Wanner 

pass beschwerlicher geworden. Kontrol­
leure müssen die Karte in die Hand neh­
men, um Informationen über das Scan­
Gerät abrufen zu können. Auf der Karte 
steht weder, um welches Abo es sich 
handelt, noch wo und wann es gültig 
ist. Das hat zwar den Vorteil, dass nicht 
jedes Jahr eine neue Plastikkarte bestellt 
werden muss. Doch verliert der Kunde 
so die Übersicht: Das Abo wird immer 
automatisch verlängert. 

Nach weniger als einemJahr Erfahrung 
zeichnet sich ab: Für den Kunden über­
wiegen die Nachteile. Die Fahrt ins Aus­
land hat sich verkompliziert, denn die 
Nachbarn erkennen das neue Billett 
nicht. Die Kontrolle im Zug dauert nicht 
nur länger, die Geräte funktionieren 
auch nicht überall zuverlässig - das 
Bündner und Berner Oberland lassen 
grüssen. Und schliesslich hält der Swiss­
pass auch sein Versprechen nicht, dass 
nun alles Mögliche über die eine rote 
Karte abgewickelt werden könne. In den 
Skigebieten wird davon abgeraten, die 
Tageskarte auf den Swisspass zu laden: 
Das klappe eher schlecht als recht. Und 
wer es trotzdem tut, zappelt ungeduldig 
vor dem Drehl<reuz rum, ehe die Elek­
tronil< endlich funktioniert. 

Zugegeben: Pendler sind Nörgler, es 
handelt sich um ein Luxusproblem. 
Trotzdem ist unverständlich, wieso ein 
einwandfrei funktionierendes Produkt 
durch ein so unausgereiftes System er­
setzt wurde. Falls die Mängel nicht bald 
aus der Welt geschafft sind, ist der Rück­
schritt rückgängig zu machen. Die gut 
100 Millionen Franken wären zwar aus 
dem Fenster geworfen - ein Skandal. 
Den Kunden wäre damit aber gedient. 

m1J anna.wanner@azmedien.ch 
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Das saubere Team für Reinigung, Hauswartung und Gartenunterhalt. 
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chwierige Zeiten für Wohnungssucher 
Leerstand In den beiden Basel gibt es kaum freie Wohnungen, in Muttenz schweizweit am allerwenigsten 

VON JULIA GOHL 

Wer in Muttenz eine Wohnung sucht, 
ist nicht zu beneiden. Denn so wenig 
freie Wohnungen wie dort gibt es in 
keiner anderen Stadt der Schweiz. Das 
zeigt die neuste Auflage der «Statistik 
der Schweizer Städte». 173 Gemeinden 
wurden dazu unter die Lupe genom­
men. Im Durchschnitt weisen diese ei­
ne Leerwohnungsziffer von 1,19 Pro­
zent auf. Das ist eine Verbesserung ge­
genüber dem letzten Jahr, als die Ziffer 
noch bei 1,08 Prozent lag. Am stärks­
ten stieg die Leerwohnungsziffer in der 
Nordwestschweiz. Trotzdem sind die 
beiden Basel mit einer Leerwohnungs­
ziffer von 0,34 (Stadt) respektive 0,39 
Prozent (Land) schweizweites Schluss­
licht in Sachen freie Wohnungen. 

Muttenz hat den Aufwärtstrend ver­
passt und ist von tiefen 0,11 weiter auf 
0,09 Prozent gesunken. Zur Zeit der Er­
hebung waren in Muttenz genau acht 
Wohnungen zu vermieten, zum Verkauf 
ausgeschrieben keine einzige. Beim Re­
kordhalter Zuchwil SO (5,73 %) steht 
mehr als jede zwanzigste Wohnung frei. 

Reger Wohnungsbau 

Ein seltener An­
blick: zu vermie­
tende Wohnun­
gen in Muttenz. 
JURIJUNKOV 

Spannende Gra­
fiken zum Leer­
wohnungsstand 
in beiden Basel 
finden Sie on­
line 

ex kl us/ve 3 -5 ·Z; rn rn erwo h n u 

058 360 37 87 
www./jvit.ch 

«In Grossstädten und der Agglomera­
tion war der Leerstand lange in einem 
ähnlich tiefen Bereich wie in Muttenz», 
weiss Martin Tschirren, stellvertreten­
der Direktor des Schweizerischen Städ­
teverbands, Herausgeber der Städtesta­
tistik. «Das gab den Impuls für mehr 
Wohnungsbau. So viele Wohnungen 
wie im vergangenen Jahr wurden schon 
sehr lange nicht mehr erstellt. Das hat 
die Situation entspannt.» Das zeigt sich 
etwa in Zürich, das 2009 ein Rekordtief 
von 0,03 Prozent verzeichnete und es 
2015 und 2016 inunerhin auf eine Leer­
wohnungsziffer von 0,22 Prozent ge­
bracht hat (vergleiche Grafik). Auch Ba­
sel, das letztes Jahr mit 0,2 Prozent so­
gar hinter Zürich lag, steht jetzt inuner­
hin bei 0,31 Prozent. Allerdings spricht 
man bis zu 0,5 Prozent von einem sehr 
angespannten Wohnungsmarkt. Die 
Städte der beiden Basel liegen also fast 
alle darunter. Ausnahmen sind All­
schwil (0,72 %), Oberwil (0,97 %), Prat­
teln (0,99 %) und Riehen (0,57 %). 

rege, die Nachfrage einfach sehr gross. 
Oft liegen schon diverse Zusagen vor, 
bevor ein Investor überhaupt zu bauen 
anfängt.» Deshalb kommen viele Inves­
toren mit grossen vorhaben auf die Ge­
meinde zu. «Da bieten wir Hand. Be­
dingung ist allerdings, dass die Projekte 
städtebaulich zu Muttenz passen.» Das 
schöne Ortsbild sei wohl mit ein 
Grund, weshalb Muttenz so beliebt sei. 
«Zudem gibt es hier Naherholungsge­
biete und viele Freizeitmöglichkeiten. 
Die Verkehrsanbindung ist für Auto 
und öV optimal. Und auch Arbeitsplät­
ze bieten wir hier viele.» 

LEERWOHNUNGSZIFFER VERÄNDERUNG DER LEERWOHNUNGSZIFFER 
Muttenz im Vergleich m'it Basel, Zürich und dem Schweizer Durchschn'1tt 

Der Stand in beiden Basel Basel """"Muttenz Zürich ::,~-:: Schweizer Durchschnitt 

Aesch: 0,33 %, Allschwil: 0,72 %, Arles­
heim: 0,24 %, Basel: 0,31 %, Binningen: 
0,37 %, Birsfelden: 0,21 %, Liestal: 0,27 %, 
Münchenstein: 0,17 %, Muttenz: 0,09 %, 
Oberwil: 0,97 %, Pratteln: 0,99, Reinach: 
0,45 %, Riehen: 0,57 %. 
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«Muttenz ist einfach von Grund auf 
sympathisch», schwärmt Caroline Koh­
ler, stellvertretende Direktorin und Lei­
terin Liegenschaften bei der Werner 
Sutter & Co. AG. Diese hat nicht nur ih­
ren Sitz in Muttenz, sondern vermietet 
und verkauft dort Wohnungen und ver­
wirklicht zahlreiche Bauprojekte. Die 
Nähe zu Basel und die gute Verkehrsan­
bindung seien wichtig, so Kohler. «Und 

doch hat Muttenz einen dörflichen 
Charakter, ist fast ländlich, mit richti­
gem Dorfkern, der gut bespielt wird.» 
Im Gegensatz zu anderen Gemeinden 
würden kaum Läden leer stehen. 0.4 - ~ 
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" 
-,~ 

Wenn die Leerwohnungsziffer in ei­
ner Gemeinde nicht steigt, kann das da­
mit zusammenhängen, dass zu wenig 
Wohnungen gebaut werden, etwa weil 
Investoren von der Gemeinde vergrault 
werden. Das sei in Muttenz nicht der 
Fall, betont Gemeindeverwalter Aldo 
Grünblatt. «Die Bautätigkeit bei uns ist 

/. 
Händedruck-Streit Religiöse 
Sonderregeln an Schulen sollen 
eingeschränkt werden. Dies for­
dern vier Vorstösse im Landrat. 

VON HANS-MARTIN JERMANN 

Der verweigerte Händedruck, der von 
Therwil um die Welt gegangen ist: Er war 
nicht ganz überraschend auch in der gest­
rigen Landratssitzung ein grosses Thema. 
Auch die Sicherheitsvorkehrungen wurden 
verstärkt: Zwei Polizisten waren ganztägig 
im Vorzimmer des Landratssaales postiert 
- im Regierungsgebäude zu Liestal ist das 
selten. Rein prophylalctisch, wie Regie­
rungssprecher Nie Kaufmann betont: «Es 
lag keine konkrete Bedrohung vor.» Ge-

t:c::::,,1/~ 
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.;.:::"1 0.2 
Eine tiefe Leerwohnungsziffer sei kei­

ne per se schlechte Nachricht, betont 
Tschirren. «Es bedeutet, dass eine 
Stadt attraktiv ist und meist auch, dass 
es ihr wirtschaftlich gut geht.» Wenige 
freie Wohnungen könnten aber auch zu 
einem Mietanstieg und damit zur Ver­
drängung gewisser Bevölkerungs­
schichten aus der Stadt führen. 

;-;,;;,::::::' 
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mäss Informationen der bz wurde das Ge­
bäude vorgängig von einem Sprengstoff­
hund untersucht. Kaufmann will dies we­
der dementieren noch bestätigen. 

Regierungsrätin Monica Gschwind fasste 
in ihrer Antwort auf eine zuvor dringlich 
erklärte Interpellation von Pascal Ryf 
(CVP) ihre Haltung so zusammen: «So 
geht's nicht». Dies sei ihr erster Gedanke 
gewesen, als sie vom Händedruck-Dispens 
gehört habe. «Ich dulde nicht, dass die 
Gleichstellung an unseren Schulen 
untergraben wird.» Sie habe am Mittwoch 
eine Karte in ihrem Briefkasten gehabt mit 
der Frage: «Frau Regierungsrätin, regieren 
Sie oder werden Sie regiert?» Die FDP-Ma­
gistratin stellte !dar: «Ja, ich regiere. Ich 
stehe in der Pflicht und nehme sie wahr.» 
Die in Therwil getroffene Regel sei «gesell­
schaftlich nicht richtig», aber für die Schu-

«Der Schulbetrieb 
hat trotz riesigem 
medialem Interesse 
und der Kritik immer 
einwandfrei funk­
tioniert.» 
Monica Gschwind, Baselbieter 
Bildungsdirektorin (FDP) 

o.o 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 
QUELLE: STATISTIK DER SCHWEIZER STÄDTE GRAFIK: NCH/MTA 

In den Grossstädten sowie im Gesamtschweizer Durchschnitt entspannt sich der 
Wohnungsmarkt wieder etwas. In Muttenz sinkt die Leerwohnungsziffer seit 2012 
jedoch stetig ab. 

le in einem ersten Schritt angemessen. 
«Der Schulbetrieb - und dafür ist die Schu­
le zuständig - hat trotz riesigem medialem 
Interesse und der Kritik immer einwand­
frei funktioniert.» Was in Therwil passiert 
sei, hätte an jeder anderen Schweizer 
Schule passieren und eskalieren können. 

Kritik: Lange ist nichts passiert 
«Den Händedruck an der Schule durch­

zusetzen, ist in der Praxis aufgrund derbe­
stehenden Rechtsgrundlagen noch nicht 
praktikabel», stellte Gschwind zum weite­
ren Vorgehen klar. Zu den zu verteidigen­
den Werten gehöre auch die Rechtsstaat­
lichkeit. Diese verlange, dass sich Sanktio­
nen auf eine rechtliche Grundlage stützen. 
Sie werde nun das Bildungsgesetz genau 
anschauen, um zu wissen, wo Lüd<en be­
stehen und wie sie eine durchsetzungsfähi-

ge Handhabe für die Schulen erhalte. Zur 
Kritik an der Kommunikation räumte 
Gschwind ein, dass ihre BKSD solche The­
men künftig rascher behandeln müsse. 
Dass lange nichts passiert sei, kritisierte in 
der Debatte SP-Landrat Christoph Hänggi: 
Zwischen dem Händedruck-Dispens und 
dem Medien-Hype seien fünf Monate ins 
Land gezogen - Zeit, die man zum Handeln 
hätte nutzen können, sagte er. SVP-Chef 
Oskar Kämpfer ärgerte sich, dass sich das 
Gleichstellungsbüro nicht geäussert habe. 

In vier Gesetzesvorstössen fordern SVP, 
FDP und CVP, dass religiös motivierte Son­
derregeln, die gesellschaftlichen Grundwer­
ten widersprechen, an den Schulen einzu­
schränken oder auszuschliessen seien. Die 
Religionsfreiheit dürfe nicht zur Aushebe­
lung staatlichen Rechts missbraucht wer-
den, sagte Marc Schinzel (FDP, Binningen). ,,/ 
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Guy Morin mahnt, die Relationen zu wahren 

«FrolTIIl1sein 
l{annlllan 
nicht verbieten» 

Der Basler Regierungspräsident steht beim Fall Therwil 
konträr zu Bundesrätin Sommaruga. Er plädiert für Tole­
ranz, auch weil er überzeugt ist, dass Strenggläubige aller 
Religionen in der Region nur eine Minderheit darstellen. 

VON DAVID SIEBER UND MICHAEL NITTNAUS 

err Morin, warum 
sitzen wir bei Ih­
nen? Eigentlich 
wollten wir ja nur 
mit der Religionsbe­
auftragten Lilo 

nachrichtendienst seine Arbeit macht 
und die Bevölkerung schützt. Deshalb 
hatten wir vor wenigen Wochen ein 
Treffen mit dessen Vertretern ... 

... von denen einige auch in Basel 
stationiert sind. 

Roost Vischer einige Fragen ldären. 
Guy Morin: Die Frage ist verständlich. 
Der Grund ist klar: Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Kantons sind für 
Sachauskünfte zuständig, aber nur, so­
lange diese nicht im Zusammenhang 
mit gesellschaftspolitischen Fragen ste­
hen. Und genau darum ging es bei Ih­
rem Fragekatalog. Zudem ist die Stim­
mung derart aufgeladen, dass die Poli­
tik, also ich, hinstehen muss. 

Darin steht, dass alle Menschen vor dem 
Gesetz gleich sind. Und bei den Grund­
rechtsgarantieren Paragraf 11 Absatz k 
steht: Die Glaubens-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit muss garantiert wer­
den. Das sind unsere Grundlagen des 
Zusammenlebens. Das heisst, wir müs­
sen als Gesellschaft Frömmigkeit zulas­
sen, egal ob es um orthodoxe Juden, 
strenggläubige Muslime oder pietisti­
sche Christen handelt ... 

Ja, sie arbeiten bei der Staatsanwalt­
schaft Basel-Stadt. Und ich habe Ver­
trauen. Die radikalisierten Exponenten 
werden beobachtet. Auch die 
König-Faysal-Moschee würde beobach­
tet werden, wenn sie Extremisten be­
herbergen würde. Solange wir vom Bun­
desnachrichtendienst keinen Hinweis 
erhalten, dass eine Gefährdung vorliegt, 
können wir nicht intervenieren. 

Guy Morin: «Man muss schon sehen, dass letztlich nicht viele 

Auslöser unserer Anfrage war der 
Nicht-Händedruck von Therwil, der 
entweder als Nichtigkeit oder als 
Staatsaffäre angesehen wird. Indem 
Sie nun Auskunft geben, erhält der 
Vorfall nun noch mehr Bedeutung. 
Zunächst einmal waren Sie nicht zufrie­
den mit meinen schriftlichen Antwor­
ten. Ja, ich habe für Frau Roost geant­
wortet. Dann: In einer Zeit, in der die 
Bevölkerung verunsichert ist oder ange­
sichts der religiös begriindeten Terror­
anschläge in Paris und Brüssel, im Na­
hen Osten und Nordafrika sogar Angst 
hat, gilt es die Relationen zu wahren. 
Der Umgang mit dem Islam ist schwieri­
ger geworden. Die Vorbehalte und Vor­
urteile wachsen. Wir müssen sehr, sehr 
sorgfältig sein. 

Ist das auch der Grund dafür, dass 
der Fall Therwil so hohe Wellen ge­
schlagen hat? 
Das ist sicher ein Grund. Es ist nachvoll­
ziehbar, wenn bei jemandem die Atten­
tatsbilder aufsteigen, wenn er einen 
frommen Muslim, eine fromme Muslima 
sieht. Ich kann das psychologisch sehr 
gut verstehen. Dabei hat dies absolut 
nichts miteinander zu tun. Ein differen­
zierter Blick ist so wichtig. Schauen Sie 
hier, die Basler Kantonsverfassung. 

... oder Scientologen ... 
Auch die müssen wir zulassen, solange 
keine Rechtsvergehen vorliegen. Ich 
glaube durch die Säkularisierung, da­
durch, dass die Einheimischen den Be-

«Dass der Händedruck in 
einer Sekundarschule Stufe 
1 zur Leitkultur hochstilisiert 
wird, finde ich schon ein 
bisschen speziell.» 

zug zur eigenen Religion zunehmend 
verlieren, wird vielen die Frömmigkeit 
fremd. Dazu kommt, dass die Attentate 
religiös begründet werden, was Vorbe­
halte gegen Muslime zusätzlich schürt. 

Und Sie stellen sich nun schützend 
vor sie? 
Das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist, 
dass die Vorbeugung und der Schutz vor 
Attentaten in der alleinigen Kompetenz 
des Bundesnachrichtendienstes und des 
Staatsschutzes liegen. Wir als Behörde 
müssen vertrauen, dass der Bundes-

Kann man wirklich von der Hände­
druckverweigerung bis zur realen 
Bedrohung eine gerade Linie zie­
hen? 
Nein, natürlich nicht. Die Verweigerung 
des Händedrucks ist Ausdruck von 
Frömmigkeit, eines streng gelebten 
Glaubens. 

Und das ist zu akzeptieren? 
Ich sagte: Frommsein kann man nicht 
verbieten. 

Also ja. 
Schauen Sie, schon als ich jung war, gab 
es Ausnahmen für Schüler jüdisch-or­
thodoxen Glaubens. Es gab zwar noch 
keinen obligatorischen Schwimmunter­
richt, aber den hätten sie sicher nicht 
besuchen müssen. Religionswissen­
schaftlich gesehen ist ja interessant, 
dass es sowohl im Judentum wie im Is­
lam und im Christentum fromme Grup­
pierungen gibt, die sich ähnlich kleiden, 
Kopftücher tragen und die Geschlech­
tertrennung genau gleich praktizieren. 
Dazu sind die Predigten noch ähnlich 
im Strickmuster. Die Worte sind lmall­
hart. Das Wort Hölle wird oft genannt. 
In der Bibel steht zum Beispiel unter 
Maleachi 3.19: «Denn seht, der Tag 
kommt, er brennt wie ein Ofen. Da wer­
den alle überheblichen und Frevler zu 
Spreu und der Tag, der kommt, wird sie 

verbrennen, spricht der Herr der Heere. 
Weder Wurzel noch Zweig wird ihnen 
bleiben.» Es ist also nichts Neues. Dass 
dieser Händedruck nun so ein Thema 
geworden ist, hat viel mit Angst zu tun. 

Liegt diese Angst nicht auch in der 
Menge begründet? Es gibt nicht sehr 
viele orthodoxe Juden in der 
Schweiz. Auch die Anzahl der funda­
mentalistischen Christen hält sich in 
Grenzen. Doch Muslime gibt es im­
mer mehr. 
Ein paar Zahlen: 8,8 Prozent unserer Be­
völl<erung geben bei Befragungen an, 
muslimischen Glaubens zu sein. Darun­
ter hat es auch einen Teil Aleviten. Das 
sind rund 17 000 Personen. Davon besu­
chen wiederum etwa 10 Prozent die Mo­
schee, also etwa 2000 Menschen. Und 
davon ist vielleicht ein Drittel strenggläu­
big und fällt durch ihre Kleidung auf. Es 
gibt ganz sicher viel mehr strenggläubige 
Christen. Die nimmt man einfach weni­
ger wahr. Das relativiert doch einiges. 

Ist die Verweigerung des Hände­
drucks nun zu akzeptieren oder 
nicht? 
Man muss alles tun, um die Muslime zu 
integrieren. Dazu gehört der Besuch der 
öffentlichen Schule. Es wäre ein Rück­
schritt, wenn sie, wie die orthodoxen Ju­
den, Privatschulen gründen würden. In 
der öffentlichen Schule müssen sie sich 
an die geltenden Regeln halten. Diese 
soll die Schule aber nicht mit gesetzli­
chen Verboten durchsetzen, sondern 
mit pädagogischen Mitteln. Ausnahmen, 
auch bundesgerichtlich geschützte, 
müssen Ausnahmen bleiben. Es sind ja 
nur ganz wenige, in Basel-Stadt viel-
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leicht vier, fünf Familien, deren Töchter 
zum Beispiel nicht am Schwimmunter­
richt teilnehmen. In diesen Fällen ha­
ben wir, im Einldang mit dem Schulge­
setz, Bussen ausgesprochen. Ein Fall 
Therwil gibt es hier sowieso nicht, weil 
der Händedrud< auf der Sekundarstufe 
nicht üblich ist. 

Hat da die 68er-Pädagogik gewirkt? 
Nein. Dass der Händedruck in einer Se­
kundarschule Stufe 1 zur Leitkultur 
hochstilisiert wird, finde ich schon ein 
bisschen speziell. 

Vielleicht, weil sich viele Menschen 
fürchten vor einem weiteren gesell­
schaftlichen Entwicldungsschritt, 
der Integration der Muslime. 
Da müssen wir schon ein wenig selbstkri­
tisch sein. Ende der sechziger, Anfang 
der Siebzigerjahre, als viele italienische 
Gastarbeiter in die Schweiz kamen, gab 
es eine Aufwallung von Fremdenfeind­
lichkeit. Heute gehen alle Pizza essen. 
Die meistkonsurnierte Küche ist die itali­
enische, wage ich zu behaupten ... 

... vergessen Sie den Kebab nicht. 
Das zeigt doch, wie rasch sich eine Ge­
sellschaft ändern kann. Gerade Basel 
hat von der Zuwanderung immer profi­
tiert, angefangen bei den Hugenotten. 
Es belastet mich, dass man wegen eines 
Einzelfalls alle Muslime unter General­
verdacht stellt. 

Wie können Parallelgesellschaften 
verhindert werden? 
Unsere Erfahrungen zeigen, dass es in 
Basel keine Parallelgesellschaften gibt -
odff dann viele. Bevö-grupp/ 
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Menschen am interreligiösen Dialog interessiert sind.» 

die zwar hier leben, aber sich vom Rest 
der Bevölkerung ausschliessen - durch 
eigene Schulen, eigene Quartiere, eige­
ne Läden - existieren nicht. Die grösste 
Gefahr einer Parallelgesellschaft sehe 
ich bei den Expats. Sie leben nur kurz 
hier, haben ihre eigenen Anlässe, ihren 
eigenen Tennis-Club und schicken ihre 
Kinder in die International School. Bei 
den Muslimen gibt es vielleicht ldeine 
Gruppen mit strengem Glauben, mit 
den Gebeten, den Moschee-Besuchen 
und dem Ramadan. Aber solange sie be­
ruflich integriert sind, in Quartieren 
über die ganze Stadt verteilt wohnen 
und nicht an einem Ort in 20 Wohnblö­
cken konzentriert, wenn die Kinder in 
die öffentliche Schule gehen, dann ist 
das keine Parallelgesellschaft. 

Was wäre denn für Sie eine? 
Ich bin selbst in einer Parallelgesell­
schaft aufgewachsen: dem Bachtelen­
weg in Riehen, gleich bei der Fondation 
Beyeler. Da gab es nur Welsche, zuge­
wandert aus Neuenburg oder Genf, die 
in der Chemie arbeiteten wie auch mein 
Vater. Bis ich sechs Jahre alt war, habe 
ich kein Wort Deutsch gesprochen. Kein 
Wort. Wir sprachen nur französisch mit­
einander. Eine Basler Familie hatte die 
Häuser so vermietet. Ich habe im Kin­
dergarten Deutsch gelernt, weil meine 
Eltern mich nicht in einen französi­
schen Kindergarten schicken wollten. 
Hätten sie das nicht gemacht, hätte ich 
vielleicht bis zur Sekundarschule kein 
Wort Deutsch gekonnt. 

Sind Sie überzeugt, dass man in der 
Region Basel mit dem Runden Tisch 
der Religionen für den inter- und in-

nerreligiösen Austausch gut genug 
aufgestellt ist? 
Der Runde Tisch der Religionen ist 
etwas, was es so kaum sonst wo in der 
Schweiz gibt. Er vereint Vertreter aus 17 
religiösen Institutionen: die beiden Lan­
desldrchen, die Basler Muslim Kommis­
sion, die israelitische Gemeinde, aber 
auch Hindus, Buddhisten, sogar Baha'i 
und viele mehr. Und dieser Tisch be­
spricht genau Fragen des Zusammenle­
bens der Religionsgemeinschaften. 
Denn interreligiös gibt es durchaus Kon-

«Ich bin selbst in einer 
Parallelgesellschaft 
aufgewachsen: dem 
Bachtelenweg in Riehen.» 

fliktpotenzial, da fast alle auch den Auf­
trag haben, zu missionieren. So ist auch 
die Handreichung zum Schulalltag und 
Religion dort entstanden. Daneben ha­
ben wir direkte Kontakte mit weiteren 
Religionsgemeinschaften, wenn Fragen 
oder Probleme auftreten. 

Ihr wichtigster Ansprechpartner auf 
muslimischer Seite ist die Basler 

Muslim Kommission (BMK), die sich 
als Dachverband versteht, doch 
längst nicht alle islamischen Ge­
meinschaften vertritt. Sie erreichen 
mit dem Runden Tisch also nicht al­
le Muslime ... 
Die alevitische Gemeinde und die isla­
mische Gemeinschaft Bosniens sind 
auch dabei. Aber natürlich, die BMK 
versucht, sich als Dach zu organisieren. 
Das ist so schwierig wie unter den Chris­
ten. Wie viele Religionskriege gab es da? 
Meine Vorfahren etwa waren Hugenot­
ten und wurden im 16. Jahrhundert aus 
Frankreich vertrieben. 

Begrüssen Sie aber, dass die BMK 
nun versucht, neu alle islamischen 
Glaubensrichtungen in den Vorstand 
einzubinden? 
Wie sich die Muslime mit ihren zahlrei­
chen Moscheen und verschiedenen isla­
mischen Glaubensrichtungen selbst or­
ganisieren, ist nicht Sache des Kantons. 
Stellen Sie sich vor, ich würde als Stadt­
präsident vorschlagen, dass sich Christ­
katholil<en, die römisch-katholische und 
die reformierte Kirche zusammentun 
sollten. Es sind schliesslich alles Konfes­
sionen derselben Religion .. . Da hätten 
die Kirchen aber keine Freude. Das geht 
nicht - auch wenn ich es manchmal 
denke (lacht). 

Aber wenn Sie nun wissen, dass die 
BMK nicht alle Muslime repräsen­
tiert und bis jetzt vor allem türldsch 
geprägt ist, müssten Sie da nicht ak­
tiv andere islamische Gemeinschaf­
ten an den Runden Tisch einladen? 
Ja das könnten wir. Der Runde Tisch ist 
offen für alle. Ich kann aber keine Religi-
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onsgemeinschaft dazu zwingen, mitzu­
machen. 

Hat der Runde Tisch die Möglich­
keit, Sondersitzungen abzuhalten 
und hätte das bei der Händedruck­
Debatte nicht helfen können? 
Das hat es gegeben, zuletzt vor rund 
drei Jahren, als in der König-Faysal-Mo­
schee hetzerische Plakate aufgehängt 
worden sind. Der runde Tisch nahm 
dann auch dazu Stellung. Seine Möglich­
keiten sind begrenzt. Aber er hat Resul­
tate gebracht. Das wichtigste Instru­
ment ist für mich die Handreichung für 
den Umgang mit Religionen an den 
Schulen von 2007. Das hat an den Schu­
len auch wirklich zu einer Beruhigung 
geführt. Ich denke da an den Umgang 
mit Schullagern, Kopftüchern oder dem 
richtigen Essen. Es geht sogar so weit, 
dass wir für Hindus ein Krematorium so 
umgestaltet haben, dass sie die Verbren­
nung sehen können. 

Eine andere Plattform für den Aus­
tausch zwischen Christen, Juden 
und Muslimen war bis 2014 das Zelt 
Abrahams der Christlich-Jüdischen 
Projekte (CJP). Warum hat Basel­
Stadt damals die finanzielle Unter­
stützung eingestellt und somit das 
Projekt mit begraben? 
Oh, jetzt kommt diese Geschichte 
(seufzt). Ich bin Mitglied des Stiftungsra­
tes der CJP. Baselland hat sich letztes 
Jahr daraus zuriickgezogen, da habe ich 
mich nicht eingemischt. Aber Urs Wüth­
rich und ich haben das Projekt immer 
unterstützt. Das Zelt Abrahams hat 
zwei, drei Jahre funktioniert. Es schei­
terte nicht an uns, sondern es gab ver-

schiedene Griinde dafür. Auf jeden Fall 
bedaure ich es. Ich begriisse alle interre­
ligiösen Plattformen. 

Fehlt es an Interesse für solchen 
Plattformen? 
Man muss schon sehen, dass letztlich 
nicht viele Menschen am interreligiösen 
Dialog interessiert sind. In allen Religi­
onsgemeinschaften gibt es jene, die sich 
säkularisieren, irgendwann austreten 
und dann in ihrer Spiritualität leben, 
aber in keiner Kirche Mitglied sein wol­
len und jene, die sich in Richtung Fröm­
migkeit bewegen. Das gibt es überall. 
Von Letzteren profitieren etwa die Frei­
kirchen. Sie haben einen starken Zulauf. 
Das sehe ich schon alleine im Freundes­
kreis meiner Kinder, wo die Internatio­
nal Christian Fellowship (ICF) populär 
ist. Dort, wie auch beim strenggläubigen 
Imam in der Moschee, gibt es einfache 
Antworten auf komplexe Lebensfragen. 
Auch bei den Juden gibt es eine Ten­
denz wieder hin zum streng orthodoxen 
Glauben. In diesen Kreisen ist man am 
interreligiösen Dialog kaum interessiert. 
Dasselbe sieht man am schwierigen öku­
menischen Dialog zwischen der katholi­
schen und reformierten Kirche. Er ist an 
einem Tiefpunkt. Es ist ein gesamtge­
sellschaftliches Phänomen, dass es wie­
der Richtung «Jeder für sich» geht. 

Wenn es so weitergeht, schadet das 
doch dem Zusammenhalt der Gesell­
schaft. Deswegen muss man den Fall 
Therwil eben doch ernst nehmen ... 
Wir haben die Arithmetik gemacht. Die 
Orthodoxen etwa sind innerhalb der jü­
dischen Gemeinschaft immer noch nur 
ein ldeiner Teil. Und das gilt auch für 
die anderen strenggläubigen Gruppie­
rungen. Meine Aussage ist: Wenn diese 
Personen ihre Frömmigkeit in ihrem 
Gotteshaus ausleben, in der Moschee, 
Synagoge oder Kirchgemeinde, dann 
dürfen sie das - in allen Ausdrucksfor­
men ausser dem Aufruf zu Gewalt. Sind 
sie sonst gesellschaftlich integriert und 
halten sich an unsere Gesetze und Wer­
te, dann ist das kein Problem. 
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